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Teuscher Franziska (G, BE): Fliegen schadet dem Klima;
das schleckt keine Geiss weg. Der Flugverkehr verursacht
mehr als 13 Prozent der Treibhausgase, mit denen die
Schweiz zur Erwärmung des Klimas beiträgt. Ein einziger
Passagier setzt mit einem Retourflug in die USA etwa gleich
viel CO2 frei wie ein Automobilist während eines ganzen
Jahres. Vom Weg, den der Bundesrat im Klimaschutz einge-
schlagen hat, profitiert die Fliegerei: Sie muss im Inland we-
der die CO2-Abgabe noch den Klimarappen bezahlen. Auf
dem gesetzlichen Weg kommen wir im Bereich der Fliegerei
und des Klimaschutzes also nicht weiter. Deshalb gilt hier,
wie vom Bundesrat im Umweltschutz häufig gepriesen, die
Freiwilligkeit. 
Mit meinem Vorstoss möchte ich den Bundesrat beauftra-
gen, dafür zu sorgen, dass Flugreisen von Bundesangestell-
ten, Bundesräten und Bundesrätinnen sowie Parlamentari-
ern und Parlamentarierinnen klimaneutral ausgestaltet
werden. Das heisst, dass für alle Flüge, die unternommen
werden, ein CO2-Kompensationsticket gekauft wird. Diese
Tickets werden zum Beispiel bereits von der ETH immer ge-
kauft, aber auch das WEF hat sich damit hervorgetan, klima-
neutral ausgestaltet zu sein. Doch von diesem Grundsatz
will der Bundesrat nichts wissen – zu meinem Erstaunen,
denn der Bundesrat hat sich mehrmals dafür ausgespro-
chen, sich gegen die zunehmende Klimabelastung durch
den wachsenden Flugverkehr zu engagieren. 
Mit der Annahme meiner Motion könnte der Bundesrat die-
ses Versprechen einlösen: Wer eine Flugreise unternimmt,
kauft sich auf der Website von Myclimate ein CO2-Kompen-
sationsticket, das abhängig von der Strecke, die er fliegt, ein
paar Franken bis ein paar Hundert Franken kostet. Beispiels-
weise kostet ein CO2-Kompensationsticket für eine Reise
aus der Schweiz nach China rund 150 Franken – wahrlich im
Vergleich zum Preis des Flugtickets kein grosser Betrag. Der
Bundesrat schreibt in der Begründung zur Ablehnung meiner
Motion, es würden zum einen Mehrausgaben verursacht
und zum anderen sei der Reduktionsbeitrag, der damit im
Bereich der Klimapolitik erzielt werden könnte, unerheblich.
Diese beiden Äusserungen muss ich klar zurückweisen. Er-
stens wäre der Beitrag nicht unerheblich, denn wie gesagt,
13 Prozent des CO2-Ausstosses der Schweiz kommen vom
Flugverkehr. Zweitens stimmt es auch nicht, dass mein Vor-
stoss finanzielle Mehrausgaben zur Folge hätte. Ich habe in
meinem Vorstoss festgeschrieben, dass diese Kompensati-
onstickets innerhalb der bestehenden Budgetposten der ein-
zelnen Departemente kompensiert werden könnten. Die
Folge meines Vorstosses wäre höchstens, dass statt vier
Bundesangestellte nur drei an einen Kongress reisen wür-
den. Ich frage Sie: Wäre das so schlimm? Der Bundesrat
schreibt ja selber auch in dieser Antwort, dass er bestrebt
sei, die Zahl der Dienstreisen per Flugzeug zu reduzieren.
Die bürgerliche Seite hier in diesem Parlament appelliert im
Klimaschutz, im Umweltschutz immer wieder an die Freiwil-
ligkeit. Auch Ihre Partei, Herr Bundesrat Merz, setzt bei der
CO2-Reduktion immer auf die Freiwilligkeit. Diese Freiwillig-
keit könnte der Bundesrat jetzt unter Beweis stellen. Auf der
Website www.myclimate.org, welche diese CO2-Kompensa-
tionstickets verkauft, schreibt Bundesrat Leuenberger: «So-
lange sich die Verantwortlichen nicht zu verbindlichen Nor-

men aufraffen können, zeigt freiwilliges Vorangehen, was
Verantwortung sein kann.» Herr Bundesrat Leuenberger, ich
appelliere an Ihre Verantwortung. Die Schweiz hat eine Kli-
maschutzstrategie. Diese muss umgesetzt werden. Aber
auch der Bundesrat kann nicht immer nur verlangen, dass
die anderen den Klimaschutz machen sollen. Hier in diesem
Bereich könnten Sie, ohne den Finanzhaushalt des Bundes
zu belasten, einen entscheidenden Beitrag leisten, dass die
Fliegerei nicht dermassen klimabelastend ist. Ich bin klar der
Meinung, der Bund müsste hier Vorbildfunktion überneh-
men.

Merz Hans-Rudolf, Bundesrat: In der Tat ist die Reduktion
der Anzahl der Dienstreisen ein Anliegen des Bundesrates.
Ich darf Ihnen versichern, dass wir in den letzten zwei Jah-
ren alle anstehenden Auslandreisen, sofern sie vom Bun-
desrat zu genehmigen waren, auf die Teilnehmerzahlen un-
tersucht und diese sehr oft auch reduziert haben. Dieses
Anliegen ist insofern, wenn auch aus anderen Gründen, bei
uns völlig gut platziert.
Jetzt zur Frage des klimaneutralen Fliegens: Da sind wir
nicht der gleichen Auffassung wie die Motionärin. Wir glau-
ben, dass eben doch, entgegen dem, was sie sagt, ein gros-
ser administrativer Mehraufwand entsteht und dass eben
auch Mehrkosten entstehen. Ob man sie kompensiert oder
nicht, ist eigentlich nicht einmal so wesentlich, sie entstehen
eben trotzdem – auch wenn man sie kompensiert. Deshalb,
und weil der Bund ja letztlich eben doch ein kleiner Fisch ist
in diesem grossen Meer an Flugreisen, glauben wir, dass es
sich nicht lohnt, diesen administrativen Aufwand wegen die-
ses Anliegens einzuführen.
Wir empfehlen Ihnen deshalb, diese Motion abzulehnen.

Teuscher Franziska (G, BE): Herr Merz, wenn Sie sich der-
artige Sorgen um den Bundeshaushalt machen: Ich möchte
wissen, was es kosten würde, wenn man für alle Dienstrei-
senden – für Parlamentarier, Bundesräte und Bundesange-
stellte – Myclimate-Tickets kaufen würde. Was würde das fi-
nanziell in einem Jahr ausmachen? 

Merz Hans-Rudolf, Bundesrat: Diese Frage kann ich Ihnen
nicht mündlich beantworten, ich muss Ihnen die Antwort
schriftlich nachliefern.

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Motion .... 58 Stimmen
Dagegen .... 89 Stimmen
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Baader Caspar (V, BL): Mit dieser Motion will die SVP-Frak-
tion, dass jeweils vor der Budgetberatung in einer Gesamt-
schau Transparenz darüber geschaffen wird, mit welchen
Beschlüssen des Parlamentes, des Bundesrates und der
Verwaltung im vergangenen Jahr die Steuerabgaben und
Gebühren um welche Beträge erhöht worden sind. Es geht
also darum, eine Gesamtschau über die jährlich angefalle-
nen Mehrbelastungen für die Bürgerinnen und Bürger zu
machen. Diese Gesamtschau soll sowohl für das Parlament


